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GZ IV A 6 - S 2241 - 81/03 (bei Antwort bitte angeben)

Im Einvernehmen mit den obersten Finanzbehörden der Länder sind die Tzn. 9, 10 und 11 des BMF-
Schreibens vom 23. Februar 2001 (BStBl I. S. 175) in folgender Fassung anzuwenden: 

In Tz. 9 wird folgender Satz angefügt:

Ein geschlossener Fonds ist nach den Grundsätzen der BFH-Urteile zur ertragsteuerlichen Be-
handlung der Eigenkapitalvermittlungsprovision und anderer Gebühren vom 8. Mai 2001, BStBl II
S. 720 und vom 28. Juni 2001, BStBl II S. 717 jedoch dann nicht als Hersteller, sondern als Erwer-
ber anzusehen, wenn der Initiator der Gesellschaft ein einheitliches Vertragswerk vorgibt und die
Gesellschafter in ihrer gesellschaftsrechtlichen Verbundenheit hierauf keine wesentlichen Einfluss-
nahmemöglichkeiten besitzen.

Tz. 10 wird wie folgt gefasst:

Ist vom Fondsinitiator (i.d.R. Verleih-/Vertriebsunternehmen, Anlageberater, Leasingfirma) das
Fonds-Vertragswerk (einschließlich Rahmen-Vereinbarungen mit Dienstleistern und/oder Kopro-
duzenten) entwickelt worden, kommt es für die Herstellereigenschaft des Fonds darauf an, dass der
Fonds (d.h. die Gesellschafter in ihrer gesellschaftsrechtlichen Verbundenheit) dennoch wesentli-
che Einflussnahmemöglichkeiten auf die Filmproduktion hat und die wirtschaftlichen Folgen ver-
antwortet oder bei Koproduktionen mitverantwortet. Dies ist der Fall, wenn die Einflussnahme-
möglichkeiten des Fonds unmittelbar Auswirkungen auf die gesamte Durchführung des Projekts
bis zur Fertigstellung des Wirtschaftsguts haben und sich zeitlich über die Phase vor Beginn der
Dreharbeiten, die Dreharbeiten selbst und die Phase nach Abschluss der Dreharbeiten (Post-Pro-
duction) erstrecken. Diese Voraussetzungen sind für jeden Film gesondert zu prüfen.



Seite 2 Wegen der besonderen Konzeption der geschlossenen Fonds ist es erforderlich, dass die Mitwir-
kungsrechte der Gesellschafter über die zur Anerkennung der Mitunternehmereigenschaft nach
§ 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EStG geforderte Initiative hinausgehen. Wesentliche Einflussnahme-
möglichkeiten entstehen nicht bereits dadurch, dass der Initiator als Gesellschafter oder Geschäfts-
führer für den Fonds gehandelt hat oder handelt. Die Einflussnahmemöglichkeiten müssen den Ge-
sellschaftern selbst gegeben sein, die sie innerhalb des Fonds im Rahmen der gesellschaftsrechtli-
chen Verbundenheit ausüben. Eine Vertretung durch bereits konzeptionell vorbestimmte Dritte
(z.B. Treuhänder, Beiräte) reicht nicht aus. Einem von den Gesellschaftern selbst aus ihrer Mitte
gewählten Beirat oder einem vergleichbaren Gremium dürfen weder der Initiator noch Personen
aus dessen Umfeld angehören. Über die Einrichtung und Zusammensetzung eines Beirats dürfen
allein die Gesellschafter frühestens zu einem Zeitpunkt entscheiden, in dem mindestens 50 % des
prospektierten Kapitals eingezahlt sind.

Eine ausreichende Einflussnahmemöglichkeit ist gegeben, wenn der Fonds rechtlich und tatsäch-
lich in der Lage ist, wesentliche Teile des Konzepts zu verändern. Das kann auch dann bejaht wer-
den, wenn Entscheidungsalternativen für die wesentlichen Konzeptbestandteile angeboten werden;
dies sind alle wesentlichen Maßnahmen der Filmproduktion, insbesondere die Auswahl des Film-
stoffs, des Drehbuchs, der Besetzung, die Kalkulation der anfallenden Kosten, der Drehplan und
die Finanzierung. Allein die Zustimmung zu den vom Initiator vorgelegten Konzepten oder Ver-
tragsentwürfen bedeutet keine ausreichende Einflussnahme. Die Gesellschafter müssen vielmehr
über die wesentlichen Vertragsgestaltungen und deren Umsetzung tatsächlich selbst bestimmen
können. 

Die Einflussnahmemöglichkeiten dürfen auch faktisch nicht ausgeschlossen sein. 

Die Umsetzung der wesentlichen Konzeptbestandteile und Abweichungen hiervon sind durch ge-
eignete Unterlagen vollständig zu dokumentieren. 

Tz. 11 wird wie folgt gefasst:

Die o.g. Grundsätze gelten auch für Gesellschafter, die erst nach Beginn der Filmherstellung, aber
vor Fertigstellung dieses Films beitreten. Treten Gesellschafter einem bestehenden Fonds bei,
richtet sich die steuerliche Behandlung nach den Grundsätzen über die Einbringung i.S.v. § 24
UmwStG (vgl. Tz. 24.01 Buchstabe c des BMF-Schreibens vom 25. März 1998, BStBl I S. 268).
Ob die Aufwendungen des später beitretenden Gesellschafters als Herstellungskosten oder insge-
samt als Anschaffungskosten anzusehen sind, ist nach den Abgrenzungskriterien der Tz. 12 e bezo-
gen auf den Eintrittszeitpunkt dieses Gesellschafters zu prüfen; dies gilt auch beim Gesellschafter-
wechsel. Ist eine sog. Gleichstellungsklausel vereinbart worden, können dem später beigetretenen
Gesellschafter Verluste vorab zugewiesen werden, soweit der später beitretende Gesellschafter als
(Mit-)Hersteller anzusehen ist (H 138 Abs. 3 EStH Vorabanteile). Die Herstellung eines Films be-
ginnt grundsätzlich mit dem Abschluss der Verträge, mit denen gewährleistet ist, dass dem Fonds
alle zur Herstellung und Auswertung des Films erforderlichen Rechte (Stoffrechte) zustehen. Hin-
zukommen muss, dass in zeitlichem Zusammenhang mit dem Abschluss der Verträge (üblicher-
weise innerhalb eines Zeitraums von drei Monaten) weitere auf die Filmherstellung gerichtete
Handlungen erfolgen (z.B. Abschluss von Verträgen mit Schauspielern, Regisseuren, Produzenten,



Seite 3 Anmietung von Studiokapazitäten, Beauftragung eines Dienstleisters usw.). Erfolgen die weiteren
auf die Filmherstellung gerichteten Handlungen nicht im zeitlichen Zusammenhang mit dem Ab-
schluss der Verträge, ist als Beginn der Filmherstellung der Zeitpunkt anzusehen, zu dem die oben
genannten weiteren auf die Filmherstellung gerichteten Handlungen erfolgen. Die Herstellung ei-
nes Films endet, wenn das Produkt fertiggestellt ist, von dem die Kopien für die Vorführungen ge-
zogen werden (einschließlich der Zeit der sog. Post-Production). 

Bei mehrstöckigen Personengesellschaften ist den Gesellschaftern der Fondsobergesellschaft die
Filmherstellung der Produktionsuntergesellschaft zuzurechnen.

An speziellen Erfordernissen zur Bejahung der Herstellereigenschaft sind bei den einzelnen Ges-
taltungen zu nennen:

Dieses Schreiben ist in allen Fällen anzuwenden, in denen ein bestandskräftiger Steuerbescheid noch
nicht vorliegt. Soweit die Anwendung dieser Grundsätze zu einer Verschärfung der Besteuerung ge-
genüber der bisher geltenden Verwaltungspraxis führt, sind die Grundsätze nicht anzuwenden, wenn
der Außenvertrieb der Fondsanteile vor dem 1. September 2002 begonnen hat und der Steuerpflichtige
dem Fonds vor dem 1. Januar 2004 beitritt. Der Außenvertrieb beginnt in dem Zeitpunkt, in dem die
Voraussetzungen für die Veräußerung der konkret bestimmbaren Fondsanteile erfüllt sind und die Ge-
sellschaft selbst oder über ein Vertriebsunternehmen mit Außenwirkung an den Markt herangetreten
ist.

Im Auftrag
Gez. Müller-Gatermann


